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Offener Austausch 
von Gedanken 
und Meinungen 

Die liechtensteinische Delegation 
gab im Rahmen des Treffens zwi
schen den Europaratsstaaten und 
den beitrittswilligen Staaten keine 
Erklärung ab. Die Kleinstaaten Eu
ropas hätten sich bei dieser Diskus
sion zurückgehalten, hiess es aus 
Konferenzkreisen, da insbesondere 
die betroffenen Staaten und die an
tragstellenden Länder die Diskus
sion bestritten hätten. 

Zufrieden zeigte sich Botschafter 
Mario Graf  Ledebur über den offe
nen und ehrlichen Gedanken- und 
Meinungsaustausch über die Pro
blematik der  Minderheiten. Diese 
Diskussionen müssen sich nach sei
ner Ansicht noch geraume Zeit 
fortsetzen, da in einem Rahmen ei
ner solchen Konferenz die Proble
matik nicht vollumfänglich debat
tiert und erfasst werden könne. 

Botschafter Dr. Josef Wolf, der  
als Ständiger Vertreter des Fürsten
tums Liechtensteins beim Europa
rat in Strassburg schon seit längerer 
Zeit mit der  Problematik der  Min
derheitenfrage befasst ist, glaubt an 
einen Durchbruch in dieser Frage 
aufgrund de r  Wiener Konferenz. 
Die Gruppe der Botschafter in 
Strassburg befasste sich nach seinen 
Angaben schon länger mit den Min
derheiten* und Derriokratisierungs-
fragen. Nach den Eröffnungsan
sprachen der Vorsitzenden - Gene
ralsekretärin Lalumi&re, Bundes
präsident Klestil, Miguel Angel 
Martinez, Präsident der  Parlamen
tarischen Versammlung des Euro
parates, sowie von Konferenzpräsi
dent Franz Vranitzky - gab Bot
schafter Wolf zu verstehen, dass e r  
sich Entscheidungen im Bereich der  
Menschenrechte und des Minder
heitenschutzes ausrechne. Aller
dings wies er darauf hin, dass die 
Gipfelkonferenz kein verfassungs-
gemässes Organ des Europarates 
sei, so dass es vor allem darauf an
komme, die getroffenen politischen 
Orientierungen und Entscheidun
gen durch die Organe des Europa
rates umzusetzen. 

Ausdruck gesamteuropäischer Rolle 
Die eigentliche Gipfelkonferenz 

eröffnete am Freitag Lalumiere, die 
dazu aufrief, ein neues Europa zu 
schaffen. Wir müssen einen Raum 
des Friedens und wenn möglich des 
Wohlstandes aufbauen, erklärte sie, 
mit einer pluralistischen Demokra
tie, mit der Achtung der Menschen
rechte und mit dem Aufbau von 
Rechtsstaaten. Der österreichische 
Bundespräsident Thomas Klestil 
bezeichnete die Begegnung in Wien 
als Ausdruck'der neuen gesamteu
ropäischen Rolle des Europarates. 
E r  verglich das Wiener Treffen mit 
dem Wiener Kongress, doch würden 
die Akzente anders gesetzt. Damals 
ging es um Machtinteressen, heute 
um ein neues demokratisches Euro
pa. Die europäische Integration ist 
für ihn nicht eine Hinderung, son
dern ein Hoffnungsfaktor für das 
neue Europa, weil sowohl die Min
derheiten wie auch die Integrations
politik gegen den gleichen Gegner 
antreten würden, gegen den schran-' 
kenlosen Nationalismus. Bundes
präsident Klestil rief die Staats- und 
Regierungschefs der Europarats
staaten zu raschem Handeln auf. 
Jede weitere Ohnmacht angesichts 
gewaltsamer Vertreibungen und 
Völkermord werde zu neuen Ver
treibungen und Völkermord führen 
- nicht nur in Bosnien, sondern 
auch in anderen Regionen Europas. 

Probleme des Europarates bei Definition des Minderheiten-Begriffs 
Staats- und Regierungschefs der Europaratsstaaten trafen sich am Freitag in Wien mit den beitrittswilligen osteuropäischen Ländern 

(G. M.) - Die  Mitgliedstaaten des Eu
roparates, unter ihnen auch das Fürsten
tum Liechtenstein, sind bereit, den bei
trittswilligen Staaten aus dem ehemali
gen Ostblock bei ihren Reformbestre-
bungen zu helfen, damit sie die notwen
digen Strukturen schaffen können, um in 
den Europarat aufgenommen werden zu 
können. Diese Absicht bekräftigten die 
Staats- und Regierungschefs der Euro
paratsstaaten an ihrer Gipfelkonferenz 
in Wien am Freitag. Der Gipfel soll am 
Samstag mit einer Erklärung abge
schlossen werden, wie die Rolle des Eu
roparates im neuen Europa als Instru
ment der demokratischen Sicherheit de
finiert wird. 

Der  österreichische Bundeskanzler 
Franz Vranitzky eröffnete das Treffen 
mit den beitrittswilligen Staaten mit dem 
Hinweis, dass diese Länder - Albanien, 
Russland, Kroatien, Lettland, Moldau, 
Weissrussland und Ukraine - bald im 
Kreis der  Europaratsstaaten dabei sein 
würden. An  einer Pressekonferenz un
terstrich Aussenminister Alois Mock, 
dass die Gespräche in einer offenen At
mosphäre stattgefunden hätten, aber 
vorerst noch nicht gesagt werden könne, 
welcher Staat als nächster in den Euro
parat aufgenommen werde, nachdem 
Rumänien am Vortag der Gipfelkonfe
renz das Statut des Europarates und die 
Europäische Menschenrechtskonven
tion unterzeichnet hatte. 

Ausgangspunkt für Zusammenarbeit 
A m  Wiener Gipfel nahmen die Staats-

Blick in den grossen Saal des Austritt Centers, wo das erste Gipfeltreffen des Europa
rates in dessen 44jähriger Geschichte stattfindet. 
und Regierungschefs (teilweise auch die 
Aussenminister) aus den nunmehr 32 
Mitgliedstaaten des Europarates teil, un
ter ihnen auch der französische Staats
präsident F r a n c i s  Mitterrand, auf des
sen Anregung der Europarat-Gipfel 
zurückgeht. Die Schweiz vertraten Bun 
despräsident Adolf Ogi und d e r  Vorste
her des Departements für Auswärtige 
Angelegenheiten, Flavio Cotti. 

Unser Land wurde durch Regierungs
chef Markus Büchel, Botschafter Mario 
Graf Ledebur und Botschafter Dr. Josef 
Wolf vertreten, der  diesen Gipfel nicht 
als Ziel, sondern als Ausgangspunkt für 

die Erweiterung des Europarates durch 
osteuropäische Staaten bezeichnete. 
Ausserdem nahmen vom Amt für Aus
wärtige Angelegenheiten Christine 
Stehrenberger und Horst Schädler teil. 

Hoffnung auf konstruktive Ergebnisse 
Z u r  Eröffnung des Gipfels gab Bun

deskanzler Vranitzky seiner Hoffnung 
Ausdruck, dass die Konferenz konstruk
tive Ergebnisse erbringen werde. E r  si
cherte den beitrittswilligen Staaten die 
Unterstützung und vor allem den  Bei
stand bei der  Demokratisierung zu. Das  
Ende der Teilung Europas bringt nach 
seinen Worten die Chance, den Frieden 

in Europa zu sichern, wenn sich alle 
Staaten der Demokratie, und der  Men
schenrechte verpflichteten. Europa kann 
nach seiner Auffassung zu einem grossen 
Raum der Demokratie werden, zu einem 
grossen Raum der demokratischen Si
cherheiten. Die tragischen Ereignisse in 
Jugoslawien und in anderen Staaten hät
ten den Europarat zum Handeln veran
lasst. Nun müsse Europa aufgebaut und 
konsolidiert werden, indem die Rechts
systeme in Übereinstimmung mit Demo
kratie und Menschenrechten gebracht 
würden. 

Auf dem Weg zu Reformen 
Aussenminister Alois Mock, der  als 

Präsident des Ministerkomitees den 
Vorsitz des Gipfeltreffens führte, erklär
te an einer Pressekonferenz,. dass de r  
Europarat die Absicht habe, die Aufnah
me der beitrittswilligen Staaten in die 
europäische Familie zu fördern, um ei
nen weiten demokratischen Sicherheits
raum in Europa zu schaffen. Diese Si
cherheit würden die Völker nach Jahr
zehnten der Konfrontation zwischen den 
Blöcken und der Unterdrückung in vie
len Ländern Zentral- und Osteuropas 
anstreben. Der Europarat sei sich be-
wusst, dass der  Weg zum Beitritt setze 
die beitrittswilligen Länder schwierig 
werde, denn der Beitritt sezte voraus, 
dass die antragstellenden Staaten ihre 
Institutionen und ihre Rechtsordnung 
in Übereinstimmung mit den grundle
genden Prinzipien de r  pluralistischen 
Demokratie gebracht hätten. 

Heute steht Liechtenstein im Mittelpunkt der OLMA 
Tag des Gastlandes mit grossem Festumzug und Arena-Progmmrn - Sympathiewerbung über die bekannten Klischeevorstellungen hinaus 

(s. e.) - «Eine alte Freundschaft ver
bindet uns. Das Fürstentum als Ehren
gast an der diesjährigen OLMA ist des
halb einmal mehr Zeichen der gegensei
tigen Hochachtung und Wertschätzung, 
sagte vor zwei Tagen Bundesrat Jean-
Pascal Delamuraz in seiner OLMA-
Eröffnungsansprache. «Wir sind glück
lich, dass dieses Jahr das Fürstentum 
Liechtenstein unsere Einladung ange
nommen hat und sich mit einem Quer
schnitt durch Wirtschaft, Kultur und 
Brauchtum präsentieren wird», betonte 
auch St. Gallens Stadtpräsident Dr. 
Heinz Christen. 

Unter dem Motto «Faszinierendes 
Liechtenstein» präsentiert sich das Gast
land Liechtenstein auf ungewöhnliche 
Art  und stellt ein nicht minder unge
wöhnliches Land den OLMA-Besuchern 
vor. Während allen Tagen wirbt eine 
Sonderschau in Halle 2.0 um Sympathie 
und zeigt die Vielfalt und die Facetten 
des Landes über  die bekannten Kli
schees hinaus vor. Liechtenstein ist mehr  
als nur ein Fürstentum mit Schloss und 
Briefmarken, mehr als nur ein Or t  der 
Briefkastenfirmen. Heute Samstag prä-

Während des offiziellen Rundganges am Donnerstag wohnten die Gäste auch der ersten Aufführung der Sonderschau «Der 
li(e)chte Stein» bei. Unser Bild zeigt von rechts Stadtpräsident Dr. Heinz Christen, Bundesrat Jean-Pascal Delamuraz, Fürst 
Hans-Adam IL und alt Bundesrat Kurt Furgler. (Bild: Siegfried Elkuch) 
sentieren rund 1600 Liechtensteiner und 
Liechtensteinerinnen persönlich im 
Rahmen eines grossen Festumzuges und 

farbenfrohen Arenaprogrammes Land 
und Leute sowie die Eigenheiten de r  elf 
Gemeinden. 

Mehr über die OLMA 1993 lesen Sie 
im Innern dieser Ausgabe. 

Flexibilität der Löhne weitgehend Tatsache 
Nur 1,1 Prozent der Unselbständigen in Privatwirtschaft haben vollen Teuerungsausgleich garantiert 

Bern (AP) Der lauter gewordene 
Streit zwischen den Sozialpartnern um 
Teuerungsausgleich und Lohnflexibilität 
ist offenbar ein Scheingefecht. Eine in 
der jüngsten Ausgabe der «Volkswirt
schaft» veröffentlichte BIGA-Untersu-
chung kommt jedenfalls zum Schluss, 
dass die Flexibilität der Löhne in der 
Schweiz bereits weitgehend gewährlei
stet ist und einen Pluspunkt für den 
Wirtschaftsstandort Schweiz bedeutet. 

Florian Revaz, Chef der Sektion 
Lohnstatistik im Bundesamt für Indu
strie, Gewerbe und Arbeit (BIGA),  
weist unter anderem darauf hin, dass in 
der  Privatwirtschaft nur für 1,1 Prozent 
der  unselbständig Erwerbenden der 
volle Teuerungsausgleich gesamtarbeits
vertraglich garantiert ist. Gut  elf Prozent 
der Lohnempfänger kommen bei Teue
rungsraten, die unter einer bestimmten 

Obergrenze liegen, in den Genuss des 
vollen Teuerungsausgleichs. Insgesamt 
sind rund 30 Prozent der  Unselbständi
gen einem Gesamtarbeitsvertrag (GAV) 
unterstellt, der  Regeln über die Lohnan
passung enthält. 45 Prozent der Arbeit
nehmerinnen und Arbeitnehmer des Pri
vatsektors sind anderseits in keiner Wei
se einem GAV unterstellt. Ihnen wird in 
der Regel einfach vom Arbeitgeber mit
geteilt, wieviel sie im nächsten Jahr ver
dienen. Auch die GAV-Bestimmungen 
lassen gemäss Revaz den Unternehmun
gen und Verbänden einen breiten Er
messensspielraum und erlauben, neben 
der Teuerung auch andere Faktoren wie 
zum Beispiel die Arbeitsmarktlage und 
den Bestellungseingang zu berücksichti
gen. 

Aufgrund empirischer Daten kommt 
das B I G A  zum Schluss, dass dieser Er

messensspielraum auch tatsächlich ge
nutzt wird. So fielen die Lohnerhöhun
gen in den Hochkonjunkturjahren 1985 
bis 1990 höher aus als die Inflationsrate 
vom Oktober des jeweiligen Vorjahres. 
Schon 1991 wurde die Oktoberteuerung 
von 5,1 Prozent aber nicht mehr voll aus
geglichen, machte doch die Lohner
höhung für 1992 gemäss Unfallohnsta-
tistik nur noch 4,7 Prozent aus. In  .die
sem Jahr liegt die Lohnerhöhung mit 
vom BIGA geschätzten 2,6 Prozent noch 
deutlicher unter der im Oktober des 
Vorjahres verzeichneten Teuerung von 
3,5 Prozent. D e r  automatische Teue
rungsausgleich ist folglich nicht gewähr
leistet, wie Revaz schreibt. 

Revaz bezeichnet die bestehende Fle
xibilität der Löhne als Vorteil, den  die 
Schweiz als Unternehmensstandort aus
zeichne. 


